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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

sprechen Sie englisch? Kennen Sie den Begriff „Ger-
man Angst“? Dieses Lehnwort beschreibt vereinfacht 
gesagt im Ausland die dort wahrgenommene typisch 
deutsche kollektive Neigung zu Pessimismus, Ver-
unsicherung und diesem speziellen deutschen Un-
behagen bei wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 
Veränderungen. 
Aktuell steht oft im Fokus der allgemeinen Wahrneh-
mung, dass der flächendeckend, in Sekundenschnelle 
und für jedermann mögliche Einsatz Künstlicher 
Intelligenz das gesamte Leben in allen Bereichen 
verändert. Die Anwaltschaft sucht noch, ebenso wie 
andere Branchen, nach den effizientesten Lösungen, 
KI in den Kanzleialltag zu integrieren; aber nicht 
nur, um repetitive Arbeitsschritte zu automatisieren, 
umfangreichen Stoff zusammenfassen und Entwürfe 
anfertigen zu lassen – gegen solche Vereinfachungen 
sollte ja niemand etwas haben. Sondern man muss 
sich auch wehren dagegen, dass Mandanten heutzu-
tage nicht mehr monatlich drei Rückfragen (auf einer 
halben Seite E-mail) stellen, sondern wöchentlich bis 
nahezu täglich 25 Seiten KI-generierter Vorgaben 
an die anwaltliche Arbeit übermitteln, verbunden 
mit Korrekturen der letzten und „Empfehlungen“ 
für die nächsten Schriftsätze. Allein die Durchsicht 
der Eingänge und die Berücksichtigung der auch 
nur einigermaßen relevanten Inhalte benötigt einen 
Zeitaufwand, der in der Befürchtung nicht weniger 
Kolleginnen und Kollegen die eigentliche Arbeit 
streckenweise lahmzulegen droht. Als Antwort wird 
gesehen, unsererseits KI einzusetzen – einsetzen 
zu müssen, quasi in „Notwehr“ –, um schon rein 
quantitativ der Herausforderung Herr zu werden.
Dass aber KI genauso gut unser Helfer ist, uns den 
Weg zur Lösung oft sehr viel schneller zeigen kann 

Editorial 

als wir ihn finden, dass wir uns auf die interessanten 
Kerntätigkeiten konzentrieren könnten – argumen-
tieren, verhandeln, strategisch beraten, Entwürfe 
überprüfen, verbessern und feintunen anstatt auf 
weißem Blatt bei null anzufangen, bildlich gespro-
chen –, das vergessen wir manchmal vielleicht ein 
bisschen zu oft. Verstehen Sie mich nicht falsch: Die 
über uns rollende KI-Welle ist groß, und sie wird 
nicht zu stoppen sein. Die Herausforderungen sind 
gewaltig, und wer das ignoriert, wird in naher Zu-
kunft ernsthafte Probleme bekommen. Aber blicken 
wir mal zurück: Als das Auto sich vor gut hundert 
Jahren gegen Pferdefuhrwerke durchzusetzen begann, 
sagte man der Menschheit schwere neurologische 
Schäden voraus (da wir für Geschwindigkeiten über 
50 km/h nicht gemacht seien und beim Fahren er-
sticken könnten). Als Word, E-mail und Internet erst 
das Stenografieren, dann das Faxen ersetzten, hat die 
Anwaltschaft sich umgestellt, aber weder Anwälte 
noch ReFas sind ausgestorben. Die Welle „mit beA 
wird die (Anwalts-)Welt untergehen“ ist ebenfalls 
mittlerweile abgeebbt. Und auch mit KI zu leben 
werden wir lernen.
Nochmal: Ich bin nicht naiv. Es gibt im Hinblick auf KI 
viel zu tun. Sehr viel. Aber zum eingangs genannten 
Stichwort „German Angst“ hat die Countryrock-Band 
„The Boss-Hoss“ mir kürzlich bei einem Liveauftritt 
ihr gleichnamiges Lied vorgesungen, und da emp-
fiehlt der Refrain, was wir tun sollten: „defeat – and 
beat – the German Angst. We can succeed – indeed 
– and heal: the German Angst“.
Lassen Sie gerade uns Anwälte (als oft klassische 
Bedenkenträger) ebenso optimistisch sein!

Ihr Christoph Mackenrodt

EDITORIAL
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Neues aus Brüssel 
Anwaltschaft appelliert an 
G7-Regierungschefs

Die Anwaltschaften der G7-
Staaten appellierten zu Beginn 
des G7-Gipfels vom 15. bis 17. 
Juni 2026 in Évian, an die Staats- 
und Regierungschefs ihrer Länder, 
Rechtsstaatlichkeit zur expliziten 
politischen Priorität zu machen. 

In ihrem offenen Brief betonen 
die Präsidentinnen und Präsiden-
ten des Barreau de Paris (Frank-
reich), des Bar Council of England 
and Wales (Großbritannien), der 
New York City Bar Association 
(USA), der Law Society of England 
and Wales (Großbritannien), des 
Ordine degli Avvocati di Roma 
(Italien), der Tokyo Bar Associ-
ation (Japan), des Ordine degli 
Avvocati di Milano (Italien), der 
D.C. Bar Association (USA), des 
Barreau de Québec (Kanada), des 
Deutschen Anwaltvereins und 
der Bundesrechtsanwaltskam-
mer den überragenden Wert von 
Rechtsstaatlichkeit und internati-
onaler Zusammenarbeit in einer 
Zeit geopolitischer Spannungen, 
wirtschaftlicher Rivalitäten und 
technologischer Umwälzungen. 
Rechtsstaatlichkeit sei die Voraus-
setzung für demokratische Stabili-
tät und nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung. Sie mahnen, dass 
Krisen nicht als Vorwand genutzt 
werden dürfen, um rechtsstaatli-
che Prinzipien auszuhöhlen.

Leitfaden zum e-Justice Portal

Die European Lawyers Foun-
dation (ELF) hat einen Leitfaden 
für den Umgang mit dem e-Justice 
Portal veröffentlicht, welches die 

Europäische Kommission 2010 ins 
Leben gerufen hat. Das Portal soll 
es Verbrauchern und Praktikern in 
der Justiz in elektronischer, inter-
aktiver Form erleichtern, Informa-
tionen zu den Justizsystemen zu 
finden und damit den Zugang zur 
Justiz in der EU zu stärken. Er ist 
in 23 Sprachen abrufbar.

Der Leitfaden gibt Informatio-
nen zu den wichtigsten Instrumen-
ten und Informationsseiten des 
Portals für die Anwaltschaft: Re-
gister, wie Unternehmens-, Trans-
parenz- und Insolvenzregister; 
„find a legal professional“; online 
Formulare sowie der Umgang mit 
der European Payment Order und 
Small Claims Procedure; Aus- und 
Fortbildungssysteme, Trainings-
netzwerke und Strukturen sowie 
die European Training Plattform; 
Rechtsprechung und Datenban-
ken und der European Case Law 
Identifier (ECLI), der den Zugang 
und Umgang mit Rechtsprechung 
europäischer und nationaler Ge-
richte erleichtern soll.

EU-Justizbarometer 2026 
veröffentlicht

Die Europäische Kommission 
hat am 4. Juni 2026 die 14. Ausgabe 
des EU-Justizbarometers veröf-
fentlicht und darin die Justizsys-
teme der Mitgliedstaaten vergli-
chen. Dabei werden auch für die 
Anwaltschaft relevante Aspekte 
des Justizsystems thematisiert.

Das Justizbarometer gibt seit 
dem Jahr 2013 jährlich einen 
Überblick über Unabhängigkeit, 
Effizienz und Qualität nationa-
ler Justizsysteme. Durch Abfrage 

zahlreicher Parameter soll eine 
Datengrundlage für die Vergleich-
barkeit und die Verbesserung der 
Justizsysteme der Mitgliedstaaten 
geschaffen werden. 

Im diesjährigen Justizbarometer 
liegt der Fokus erneut auf der Be-
deutung des Justizsystems für das 
Funktionieren des Binnenmarkts 
und der Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit in der Union. Im 
Bereich der Digitalisierung der 
Justizsysteme stellte die Kommis-
sion nur wenig Veränderung im 
Vergleich zum Vorjahr fest. Viele 
Mitgliedstaaten haben noch Ver-
besserungspotential. Deutschland 
liegt auch hier im Mittelfeld. Die 
Kommission stellte erfreulicher-
weise die herausragende Rolle 
der Anwaltschaft beim Schutz von 
Grundrechten und der Rechts-
staatlichkeit ausdrücklich fest.

�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�

Quelle: BRAK
Weiter Informationen unter 
www.brak.de/newsroom/

newsletter/
�

�
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AUS DER ARBEIT DES VORSTANDS

Generalkongress des FBE in  
Bukarest
 
Zwischen dem 11.06.26 und dem 13.06.26 fand die jährliche Versammlung der Fédéra-
tion des barreaux  d’Europe (FBE) – des Zusammenschlusses europäischer Rechtsan-
waltskammern in Bukarest statt.

Die Rechtsanwaltskammer 
Nürnberg ist Mitglied, so dass 
der Präsident Dr. Uwe Wirsching 
und RA Jürgen Lubojanski als 
„Außenbeauftragter“ an diesem 
Kongress teilnahmen.

Von den zahlreichen Mit-
gliedskammern waren Rechts-
anwaltskammern aus Spanien, 
Italien, Irland, Tschechien, den 
Niederlanden, Belgien, der 
Schweiz, Österreich, Bulgarien 
Serbien, Deutschland, des Verei-
nigten Königreichs und natürlich 
Rumänien vertreten.

In bestens organisierter und 
liebevoll ausgesuchter Form und 
Lokalität traf sich der Kongress in 
der juristischen Fakultät zu Buka-
rest und diskutierte die europa-
weit als hochinteressant – und re-
levant betrachteten Themen des 
Angriffs auf die Verschwiegen-
heitspflicht der Rechtsanwälte 
durch die AMLA – der Geld-
wäschekontrollbehörde – und 
dem insbesondere im Steuerrecht 

Vizepräsidentin RAin Friebertshäuser-Kauermann (RAK Hamm), RA Lubojanski (RAK 
Nürnberg)
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Natürlich spielten bei diesen 
Themen auch die rapide zuneh-
menden Fragen der Anwendung 
der künstlichen Intelligenz eine 
große Rolle.

Der Präsident der Rechtsan-
waltskammer Frankfurt am Main 
– Dr. Michael Griem – übergab 
den Stab als Präsident der Verei-
nigung nach einstimmiger Wahl 

AUS DER ARBEIT DES VORSTANDS

Anzeige

Die Zukunft der 

Kanzlei ist smart.

Mit KI die Anwaltskanzlei  

von morgen gestalten.

I N NOVAT I ONSTAG

2026

Vor-Ort-Partner, Vertragshändler
und zertifizierter Schulungspartner

Welche Möglichkeiten bietet KI?

KI besser verstehen und Chancen für den Kanzleialltag erkennen:  
Einladung zum Innovationstag bei K2L in Nürnberg.

Es erwarten Sie innovative und spannende Vorträge rund um das 
Thema KI in der Anwalts-Welt.

K2L Nürnberg GmbH
Sulzbacher Str. 48
90489 Nürnberg

k2l-gmbh.de

SAVE 
THE 

DATE
Mittwoch

1. Juli 2026 
10:00 bis 17:00 Uhr

Details zum Programm  
folgen in Kürze per E-Mail.

Bitte schreiben Sie an:  
m.landwehr@k2l-gmbh.de

Wir halten Sie informiert  
und freuen uns auf Sie!

an Rajko Maric, dem Präsidenten 
der Rechtsanwaltskammer der 
Voivodina (Serbien).

Neben den spannenden The-
men konnten natürlich persön-
liche Kontakte intensiv gepflegt 
werden, aus denen immer wieder 
das große Interesse vieler Kolle-
gen aus Europa an Nürnberg und 
den Aktivitäten unserer Kammer 
zu hören waren.

Diese Kontakte ermöglichen 
es unserer Kammer durch per-
sönliche Bekanntschaft mit eu-
ropäischen Kollegen nicht nur 
Rechtsvergleiche heranzuziehen, 
sondern auch nachfragenden 
Kollegen unseres Kammerbe-
zirks geeignete Ansprechpartner 
im Ausland zu nennen, die bei 
internationalen Bezügen helfen 
können und das häufig sogar auf 
Deutsch.�
�
�
�

�  qJL

relevanten Grundsatz des KYC 
(know your client).

Der Diskussionsstoff war be-
herrscht durch den Balanceakt, 
den rechtsberatende Berufe zu 
erfüllen haben, die gleichzeitig 
ihren gesetzlichen Verpflichtun-
gen nachzukommen haben, ohne 
das Vertrauen ihrer Mandanten 
zu verlieren.

Präsident Aurel Ciobanu (RAK Bukarest), Präsident Dr. Griem (FBE/RAK Frakfurt a. M.)
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Beschlüsse der  
Satzungsversammlung 
 
Die nachstehenden Änderungen wurden in der 5. Sitzung der 8. Satzungsversammlung 
bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 01. Juni 2026 in Berlin gefasst. Sie wurden 
vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz geprüft und nicht bean-
standet. Sie wurden am 14.07.2026 auf der Homepage der Bundesrechtsanwaltskam-
mer veröffentlicht und treten am 01.10.2026 in Kraft.

Fachanwältin- und 
Fachanwaltsordnung 

I. § 13 Nr. 3 FAO wird geändert 
und wie folgt neu gefasst:

3. Strafverfahrensrecht ein-
schließlich Jugendstraf- und 
Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren, sowie Strafvollstreckungs- 
und Strafvollzugsrecht, sowie 
Grundzüge der internationalen 
Rechtshilfe in Strafsachen. 

II. § 14i Ziffer 2 c) FAO wird ge-
ändert und wie folgt neu gefasst: 

c) Grundzüge des interna-
tionalen Gesellschaftsrechts, 
insbesondere Grundzüge des 
europäischen Gesellschafts-
rechts sowie der europäischen 
Aktiengesellschaft, 

§ 14i Ziffer 2 f) FAO wird wie 
folgt neu gefasst: 

f) Grundzüge des Bilanz- und 
Steuerrechts, des Vereins- und 
Stiftungsrechts, 

III. § 5 Abs. 1 lit. x) FAO wird 
geändert und wie folgt neu 
gefasst: 

x) Sportrecht: 80 Fälle, davon 
mindestens 20 rechtsförmliche 
Verfahren (Sportverbandsge-
richtsverfahren, sonstige Ge-
richtsverfahren, außergericht-
liche Rechtsbehelfsverfahren, 
Schlichtungs- oder Schieds-
verfahren). Die Fälle müssen 

sich auf mindestens drei ver-
schiedene Bereiche des § 14q 
Nr. 1, 3 bis 11 beziehen, dabei 
auf jeden dieser drei Bereiche 
mindestens fünf Fälle. Von den 
80 Fällen können höchstens 20 
Fälle als Richterin oder Richter 
in der Sportgerichtsbarkeit oder 
Sportschiedsgerichtsbarkeit oder 
als Schlichterin oder Schlichter in 
den sonstigen rechtsförmlichen 
Verfahren bearbeitet worden sein; 
hiervon dürfen höchstens 5 Fälle 

als rechtsförmliche Verfahren ge-
zählt werden. 

§ 14q Ziffer 7 FAO wird geän-
dert und wie folgt neu gefasst: 

7. sportrechtliche Bezüge 
des Rechts des geistigen Eigen-
tums, insbesondere des Urheber- 
und Markenrechts, sowie des 
Persönlichkeitsrechts, 

�  q

Quelle: BRAK

14. Soldan Moot zur 
anwaltlichen Be-
rufspraxis 2026

Der Lehrstuhl von Prof. Dr. 
Christian Wolf hat sich auch in 
diesem Jahr einen kniffeligen Fall 
ausgedacht: das anwaltliche Be-
rufsrecht wird mit einem Fall um 
kamerabasierte Parkraumüber-
wachung, eine Unterlassungs-
forderung nebst Abmahnung, 
den Einsatz von KI und daten-
schutzrechtlichen Tücken und 
einiges mehr verknüpft. 

Unterstützen Sie, indem Sie 
die von den Teams erstellten 

Schriftsätze hinsichtlich Schlüs-
sigkeit, Überzeugungskraft und 
Stil nach der aus dem Deutschen 
Richtergesetz bekannten Punk-
teskala von 0 bis 18 Punkten 
bewerten. Für die mündlichen 
Verhandlungen in Hannover 
vom 08. bis 10.10.2026 werden 
Praktiker gesucht, die als Richter 
oder Juroren mitwirken.�
�  q

Näheres unter: 
https://soldanmoot.de/
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Aktuelle Informationen zur Baye-
rischen Rechtsanwalts- und Steu-
erberaterversorgung (BRAStV)
 
Am 16. März 2026 fand die Sitzung des Verwaltungsausschusses in München statt. 
Schwerpunkt der Sitzung war - wie für die Frühjahrssitzung üblich – die Vermögensan-
lage des Versorgungswerks.

Die Geschäftsführung präsen-
tierte das vorläufige Kapitalan-
lageergebnis für das Jahr 2025: 
Der Bestand an Kapitalanlagen 
(insgesamt) nach Marktwerten 
erhöhte sich von 12,87 Mrd. € 
in 2024 auf 13,53 Mrd. € in 2025. 
Das Kapitalanlagen-Portfolio des 
Versorgungswerks bestand zu  
4,2 % aus direkt gehaltenen Im-
mobilien, zu 20,5 % aus verzins-
lichen Anlagen (v.a. Namenspa-
piere und strukturierte Produkte) 
und zu 74,7 % aus Spezialfonds 
sowie zu 0,5 % aus Beteiligungen.

Die vorläufige Nettoverzin-
sung für das Berichtsjahr liegt 
bei 3,17 %.

Das endgültige Ergebnis des 
Kapitalanlagegeschäfts 2025 wird 
nach Erstellung des Geschäftsbe-
richts im Herbst des laufenden 
Jahres vorliegen.

Der Verwaltungsausschuss 
nahm des Weiteren die Berichte 
der Geschäftsführung zur Wert-
papier- und Immobilienanlage, 
zur aktuellen Markteinschätzung 
sowie zur taktischen Kapitalanla-
geplanung 2026 zur Kenntnis und 
stimmte der strategischen Kapi-
talanlageplanung 2026 – 2028 zu:

Im Rahmen der taktischen Ka-
pitalanlageplanung 2026 wur-

den dem Gremium die für die 
einzelnen Anlageklassen kon-
kreten Anlageentscheidungen, 
basierend auf der strategischen 
Kapitalanlageplanung sowie mit 
Blick auf die aktuelle Marktein-
schätzung, präsentiert.

Ergänzend zum Thema „Ka-
pitalanlagen“ berichtete die Ge-
schäftsführung, dass die Bay-
erische Versorgungskammer 
mit Wirkung zum 1. Februar 
2026 Andreas Steimel an die 
Spitze des Bereichs Immobili-
enkapitalanlage berufen hat. 
Herr Steimel verfügt über mehr 
als 25 Jahre Berufserfahrung 
im Immobilienumfeld bei Top-

 
Kontaktdaten und Newsletter 
der Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung

Auf der Homepage des Versorgungswerks (unter der Rubrik 
„Service / Newsletter“) können Sie auch gerne unseren E-Mail-
Newsletter für Mitglieder abonnieren, mit dem das Versorgungs-
werk über Aktuelles aus dem Versorgungswerk und dem Umfeld 
der berufsständischen Versorgung informiert.

Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterversorgung
Postfach 81 01 23
81901 München
Tel:  (089) 9235 - 7050
Fax: (089) 9235 - 7040
brastv@versorgungskammer.de
www.brastv.de

Unternehmen der Branche und 
hat seine Kompetenz insbeson-
dere in herausfordernden und 
komplexen Situationen unter 
Beweis gestellt.

Ferner informierte die Ge-
schäftsführung den Verwaltungs-
ausschuss über den zum 1. Januar 
2026 erfolgten Beitritt des Landes 
Niedersachsen zum Staatsvertrag 
zwischen dem Freistaat Bayern 
und dem Land Nordrhein-West-
falen, durch den die Patentanwäl-
tinnen und Patentanwälte mit 
Kanzleisitz in Niedersachsen in 
die berufsständische Versorgung 
durch die BRAStV einbezogen 
wurden.�  q
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.

6

7

8

9

Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.
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Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
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•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
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kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.
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benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
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auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
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Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.
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Rolle, nicht die Person.
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Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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IM GESPRÄCH

Wie geht´s …  
Frau Generalstaatsanwältin  
Strohbach?

: Sie sind in München gebo-
ren, aber in Nürnberg eingeschult 
worden. In Nürnberg haben Sie 
am Pirckheimer Gymnasium 
Ihr Abitur abgelegt. Jetzt haben 
Sie seit Längerem wieder einen 
Wohnsitz in München. Würden 
Sie sich selbst eher als Münch-
nerin oder als Nürnbergerin 
einordnen?

Strohbach: Blau-rot. Damit meine 
ich nicht den Fußball, da bin ich 
klar „60er“-Fan, aber das ist ein 
anderes Thema.
Ich würde sagen beides – da 
schlagen zwei Herzen in meiner 
Brust. Aber Nürnberg hat mich 
stark geprägt. Die Animositäten 
zwischen Nürnberg und Mün-
chen sehe ich gelassen. 

An Nürnberg liebe ich das mit-
telalterliche, dass es kleiner und 
alles fußläufig zu erreichen ist. 
Nur mehr Grün würde ich mir 
wünschen. An München gefällt 
mir die Leichtigkeit in der Stadt, 
mit ihren Parks und den vielen 
Studierenden. Man merkt, dass 
die Stadt mehr Geld hat. Den 
Unterschied sieht man zum Bei-
spiel deutlich, wenn man mit der 
U-Bahn fährt. 

Die altmünchnerische Bevölke-
rung sieht man nur noch selten. 
So viele sprechen keinen Dialekt 
mehr. Auch ich habe das Münch-
nerisch leider verlernt. In der 
Schule hatte ich einen Klassenka-
meraden, der hinter mir saß und 
echt fränkisch sprach. Das habe 

ich schnell  von ihm übernom-
men. Aber auch in Nürnberg hört 
man oft nicht mehr, wo jemand 
herkommt. Dialektanklänge mag 
ich und fände es sehr schade, 
wenn es sie nicht mehr gäbe.

: Sie haben beide Staatsexa-
mina in Erlangen und Nürnberg 
abgelegt. In jüngerer Zeit werden 
Stimmen laut, die die Konzen-
tration auf zwei Prüfungssitua-
tionen als zu belastend und auch 
krank machend beschreiben. Wie 
stehen Sie zu Überlegungen zur 
Reform der Juristenausbildung?

Strohbach:Also da bin ich sehr 
konservativ. Ich halte die klas-
sische Form der Juristenausbil-
dung für ein Qualitätsmerkmal. 
Die Staatsexamina in der jetzigen 
Form durchzuhalten zeugt von 
Kondition. Mit den bestandenen 
Prüfungen kann man fast alles 
machen. Der Anspruch ist sehr 
hoch und davon möchte ich ei-
gentlich nicht weg. Den Inhalt 
der Ausbildung einzustampfen 
oder zu erleichtern, davon bin 
ich nicht überzeugt.

Die Forderung, die Ausbildung 
leichter zu machen, finde ich 
schwierig. Das Studium zielt da-
rauf ab festzustellen, ob jemand 
zu herausragenden Leistungen 
fähig ist. Wie soll ich beurteilen 
können, wer besonders qualifi-
ziert ist, wenn ich das Niveau 
so weit absenke, dass alle gute 
Leistungen erbringen. Ich hoffe, 
dass sich dieser Weg vermeiden 

lässt und sehe die Forderungen 
mit großer Zurückhaltung.

: Wenn es stimmt, was in 
den letzten Tagen zu lesen war, 
soll Bayern sich als einziges Bun-
desland gegen einen integrierten 
Bachelor ausgesprochen haben. 
Hängt sich Bayern damit nicht 
selbst als attraktiver Studienort 
ab?

Strohbach: Das kann ich nicht 
einschätzen. Mit diesem Thema 
habe ich mich bislang nicht in-
tensiv befasst. Ich frage mich 
aber, was man mit diesem Ba-
chelor anfangen kann, wobei 
ich die Möglichkeiten in der 
Wirtschaft nicht kenne. Wenn 
es aber ein gangbarer Weg ist, 
einen Abschluss zu erhalten, 
ohne die Staatsexamina bestan-
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den zu haben, schneidet man 
denen, die den harten Weg über 
die Staatsexamina gehen, nichts 
ab. Vielleicht wäre es wirklich 
eine mentale Stütze, auch wenn 
man am Arbeitsmarkt damit viel-
leicht wenig anfangen kann. Was 
ich aber nicht will, ist, dass die 
Staatsexamina entwertet werden.

: Sie waren in ihrer Laufbahn 
in einigen Positionen Vorreiterin 
und erste weibliche Amtsinhabe-
rin, insbesondere jetzt als Gene-
ralsstaatsanwältin in Nürnberg. 
Hatten Sie den Eindruck, dass es 
für Frauen besonders schwierig 
ist, in diese Leitungsfunktion zu 
kommen?

Strohbach: Die Zahlen scheinen 
dafür zu sprechen. Um höchste 
Ämter zu erreichen braucht 
es nicht nur Engagement und 
Durchhaltevermögen, sondern 
auch Fürsprecher. Aber das geht 
jedem so, nicht nur Frauen. Fakt 
ist, je höher die Leitungsposition, 
desto weniger Frauen gibt es. Wir 
haben zum Beispiel keine Lei-
tende Oberstaatsanwältin mehr 
in unserem Bezirk. 

In meiner Generation habe ich 
festgestellt, dass wenige aus dem 
Richteramt zurück zur Staatsan-
waltschaft gehen. Hinzu kommt, 
dass das Modell „Teilzeit-Abtei-
lungsleiterinnen“ lange Zeit nicht 
vorstellbar war. In Kempten und 
Nürnberg habe ich das eingeführt 
und es hat hervorragend funk-
tioniert. Das hängt sicher auch 
von den privaten Möglichkeiten 
der Kolleginnen ab. Aber man 
muss in alle Richtungen kom-
munizieren, dass dieses Modell 
bestens funktioniert und wir auf 
die begabten Teilzeitkräfte nicht 
verzichten können und auch 
nicht wollen. 

Ich habe das Format „Frauen 
in Führung“ mit aus der Taufe 

Generalstaatsanwältin Petra Strohbach

Lebenslauf

1962 	 geboren in München Schwabing
1968 – 1972 	 Grundschule Adalbert-Stifter in Nürnberg
1972 – 1981 	 Pirckheimer Gymnasium Nürnberg
1981 – 1986 	 Jurastudium an der Friedrich Alexander Uni-

versität Erlangen
1987 	 1. Juristisches Staatsexamen Erlangen 
1989/1990 	 Wahlstation am Supreme Court, High Court 

und District Court Dublin
1990 	 2. Juristisches Staatsexamen Erlangen
12.1990 	 Staatsanwältin bei der StA Nürnberg-Fürth
01.1993 – 02.1994  	 Abordnung an die StA beim OLG Dresden 
02.1994 – 03.1994 	 Staatsanwältin bei der StA Nürnberg-Fürth
04.1994 – 06.1999	 Richterin am LG Nürnberg-Fürth (Bausachen, 

Schwurgericht)
07.1999 – 01.2003 	 Staatsanwältin als Gruppenleiterin StA 

Augsburg
02.2003 – 06.2004 	 Staatsanwältin als Gruppenleiterin StA 

Nürneberg-Fürth
06.2004 – 11.2008 	 Oberstaatsanwältin (Leiterin der Vollstre-

ckungsabteilung) StA Nürnberg-Fürth
12.2008 – 06.2013 	 Richterin am OLG Nürnberg (Personalreferen-

tin, Familiensenat, Versicherungssenat, gewer-
berechtlicher Senat)

07.2013 – 02.2019 	 LOStAin bei der GenStA München, Abtei-
lungsleiterin Personal, Disziplinar- und berufs-
rechtliche Verfahren, Zentralabteilungsleiterin

03.2019 – 01.2023 	 LOStAin StA Kempten, Behördenleiterin
02.2023 – 01.2026 	 LOStAin StA Nürnberg-Fürth, 

Behördenleiterin
seit 02.2026 	 Generalstaatsanwältin in Nürnberg

gehoben, das dem dienstlichen 
Austausch unter Frauen in Füh-
rungspositionen dient. Natürlich 
müssen Frauen die Führungspo-
sitionen auch einnehmen wollen. 
Als Personalerin habe ich mir 
zum Beispiel häufiger Körbe von 
Frauen als von Männern geholt. 
Frauen mussten oft erst ermutigt 
werden, eine Führungsposition 
zu übernehmen. Wir kennen das 
Phänomen, dass Frauen oft nicht 
für Wahlämter kandidieren, und 

wenn sie es tun, werden sie von 
ihren Geschlechtsgenossinnen 
nicht gewählt.

Ich kann nicht erwarten, dass mir 
Positionen auf dem Silbertablett 
angeboten werden, gleichzeitig 
müssen Frauen aber bestärkt 
werden, solche Aufgaben zu 
übernehmen. Zugleich halte ich 
nichts davon, wenn Positionen 
mit einer Frau besetzt werden, 
nur weil sie eine Frau ist. 
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Bei den periodischen Beurtei-
lungen zeigt sich, dass die Be-
urteilungsergebnisse  akribisch 
ausgewertet werden, insbeson-
dere mit Blick auf Mann/Frau 
und Teilzeit/Vollzeit. Da wird 
schon mal nachgefragt, und es 
muss begründet werden, warum 
ein Prädikat vergeben wurde. 
Die Rechenschaftspflicht hierzu 
hat sich über die Zeit deutlich 
intensiviert.

: Sie haben viele Jahre in 
leitenden Positionen der bay-
erischen Staatsanwaltschaften 
gearbeitet. Wo sehen Sie in den 
kommenden Jahren die beson-
dere Herausforderung für die 
Ermittlungsbehörden?

Strohbach: Das sind zum einen 
die im World-Wide-Web began-
genen Taten. Die Kriminalität 
wird internationaler und erfor-
dert neue Ermittlungsansätze. 
Ich denke da zum Beispiel an 
Schockanrufe und ähnliches. 
Die Verortung der Straftat ist 
schwierig. Die Geschädigten sind 
hier, die Täter oft im Ausland. 

Diese Straftaten haben wegen der 
Vermögenswerte eine hohe At-
traktivität, die Täter investieren 
viel, beispielsweise um unsere 
Sprache so zu lernen, dass sie 
hier für Muttersprachler gehalten 
werden. Hinzu kommt der Ein-
satz von KI in diesem Bereich. Die 
Zahl der Rechtshilfeverfahren hat 
deutlich zugenommen. 

Zum anderen geht die Krimina-
litätsrate zwar zurück, doch die 
Qualität der Straftaten verän-
dert sich. Ich denke etwa an die 
Messerkriminalität, ein Phäno-
men der letzten Jahre. Es scheint 
inzwischen üblich zu sein, ein 
Messer mit sich zu führen. Bei 
einem Seminar habe ich Schüler 
gefragt, warum sie meinen, dass 
Personen Messer mit sich führen. 
Da erzählten mehrere Schüler, sie 
würden jemanden kennen, der 
ein Messer habe und es brauche, 
um sich zu verteidigen.

Die Prävention von Straftaten ist 
zwar nicht Aufgabe der Staatsan-
waltschaft, aber wir engagieren 
uns auch hier. Wir müssen in 
der Öffentlichkeit präsent sein 
und wollen uns nicht erst dann 
zeigen, wenn etwas passiert ist. 

Eine weitere Herausforderung 
sind unsere Arbeitsmittel. Die 
elektronische Akte ist bei den 
Staatsanwaltschaften umgesetzt, 
aber sie entwickelt sich ständig 
weiter. Das bedeutet eine Um-
stellung der Arbeitsroutine. Das 
verursacht Stress. Für mich als 
Generalstaatsanwältin stellt sich 
die Frage, wie unterstütze ich 
meine Belegschaft und die Lei-
ter der Staatsanwaltschaften in 
meinem Bezirk? Wie können wir 
die Herausforderungen meis-
tern? Die Erwartungshaltung der 
Mitarbeitenden ist gestiegen. Sie 
möchten, dass man sich um ihre 

Angelegenheiten kümmert. Das 
halte ich für einen wichtigen Teil 
meiner Arbeit. 
Gleichzeitig bietet die Einfüh-
rung der E-Akte einen allseits 
geschätzten Vorteil, da nun für 
viele die Möglichkeit besteht, im 
Homeoffice zu arbeiten. 

: Welche besonderen Ziele 
haben Sie sich als Generalsstaats-
anwältin gesetzt?

Strohbach: Auf jeden Fall die  
Stärkung des Sicherheitsgefühls 
der Menschen im Bezirk. Es ist 
mir ein großes Anliegen, dass wir 
das gemeinsam mit der Polizei 
tun und es bei der engen Zusam-
menarbeit mit der Polizei bleibt. 
Dafür ist regelmäßiger Austausch 
unerlässlich. 

Darüber hinaus möchte ich guten 
Kontakt zum Ministerium halten, 
nicht nur als Generalstaatsanwäl-
tin, ich möchte auch die Staats-
anwaltschaften dazu holen. Mir 
ist hierbei der Wissensaustausch 
und das Wissensmanagement 
wichtig. Wir haben fünf Staats-
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anwaltschaften im Bezirk, wovon 
jede ihre Besonderheiten hat und 
das soll so bleiben. Aber Foren, 
in denen wir unser Erfahrungs-
wissen bündeln und gemeinsam 
weiterentwickeln, halte ich für 
wichtig. Außerdem müssen wir 
am Puls der Zeit sein, um künf-
tige Entwicklungen möglichst 
frühzeitig zu erkennen.

Der Einsatz von Arbeitsmitteln 
und die Personalverteilung sollte 
im Bezirk möglichst gerecht sein. 
Dafür ist es nötig, dass das gegen-
seitige Verständnis aufrechterhal-
ten wird und sich die Behörden-
leiter gegenseitig unterstützen 
und Hilfe leisten, zum Beispiel 
mit Hilfe von Abordnungen.

Mir bedeutet Kommunikation 
sehr viel, nicht nur in der Kolle-
genschaft, sondern auch mit der 
Anwaltschaft. Ich finde die regel-
mäßigen Treffen zwischen Justiz 
und Anwaltschaft daher wichtig. 
Es ist gut, dass das in Nürnberg 
gepflegt wird. Wenn man im Ge-
spräch bleibt, erleichtert es das 
Miteinander und die Beteiligten 
sind offen, miteinander zu reden. 
Ich finde auch die unterschied-
lichen Sichtweisen auf manche 
Dinge sehr bereichernd.

: Wie stehen Sie zu KI? Glau-
ben Sie, dass deren Einsatz die 
Arbeit der Staatsanwaltschaften 
erleichtern könnte?

Strohbach: Die Bayerische Zen-
tralstelle zur Bekämpfung von 
Betrug und Korruption im Ge-
sundheitswesen wäre ein fulmi-
nanter Einsatzbereich. Die Ana-
lyse der Daten ist unglaublich 
zeitintensiv. Hier könnte die KI 
sehr hilfreich sein. Die KI müsste 
aus Sicherheitsgründen aber auf 
eigenen Servern laufen, die uns 
gehören, da sehr viele sensible 
Daten erfasst werden. 

Die Hoffnung vieler ruht auf 
der KI, aber der Optimismus ist 
verhalten, weil nicht feststeht, 
wann der Einsatz möglich sein 
wird. Ich bin mir aber sicher, dass 
eine für die Justiz vorgesehene KI 
angewendet werden wird.. Das 
Interesse an der Nutzung  von KI 
ist quer durch alle Generationen 
hoch. Ich selbst bin neugierig, wie 
es weitergeht. Natürlich bedarf 
es einer Qualitätskontrolle. Das 
Thema sollte auch in der Juris-
tenausbildung platziert werden. 
Berufsethik und Selbstreflexion 
bekommen mit dem Einsatz von 
KI auch in der Ausbildung ein 
ganz neues Gewicht.

: Von Seiten der Anwalt-
schaft wird seit Langem zumin-
dest die Audioaufzeichnung der 
Hauptverhandlung gefordert. 
Teile der Richterschaft wehren 
sich vehement gegen diese For-
derung. Wie ist ihr Standpunkt 
dazu?

Strohbach: Ich finde dieses Thema 
heikel. Das Thema Bildaufzeich-
nung hat sich vermutlich erle-
digt. Aber auch bei der Audio-
aufzeichnung bin ich skeptisch. 
Im Rahmen meiner Ehrenämter 
habe ich mit Tonaufzeichnungen 
Erfahrung gesammelt. Bei der 
evangelischen Landessynode 
werden beispielsweise immer 
Aufnahmen gemacht. Das hemmt 
manche deutlich beim Reden, 
wenn man weiß, dass jedes 
„Ähh“ und jeder unvollständige 
Satz mitgeschnitten wird. Man-
chen merkt man an, dass sie in 
dieser Situation aufgeregt sind. 
Das gilt meines Erachtens auch 
für Prozessbeteiligte. Richter, 
Staatsanwälte, Rechtsanwälte 
und Sachverständige müssen 
dem gewachsen sein. Aber Zeu-
gen würde die Situation beein-
drucken. Ich möchte eine mög-
lichst unbefangene Einlassung 

und Aussage. Es gibt schon ge-
nug Faktoren, die für Nervosität 
sorgen, da halte ich einen weite-
ren durch Tonaufzeichnungen für 
vermeidbar. Zudem besteht die 
Gefahr des Missbrauchs solcher 
Aufzeichnungen.

: Blickt man ins Ausland, ist 
die Tonaufzeichnungen in Ver-
handlungen dort schon Usus. 
Könnte man sich nicht daran ein 
Beispiel nehmen?

Strohbach: In Deutschland haben 
die Urteile eine andere Detail-
tiefe. In Frankreich beispielsweise 
sind die Urteile deutlich kürzer 
und der Mitschnitt erlangt eine 
andere Bedeutung. Ich sehe die 
Notwendigkeit für einen Mit-
schnitt nicht.

: Erlauben Sie uns zum Ab-
schluss noch eine private Frage: 
womit entspannen Sie in Ihrer 
Freizeit? Und wohin geht die 
nächste Urlaubsreise?

Strohbach: In meiner Freizeit ent-
spanne ich am liebsten, indem 
ich mich mit Freunden treffe – 
einfach zusammensetzen und 
sich daran erfreuen, dass man 
Zeit miteinander verbringt. Ich 
bin unter der Woche in Nürnberg 
und am Wochenende in Mün-
chen. Am Wochenende reicht 
es mir, draußen zu sein, wann 
immer es möglich ist und das 
Wetter es zulässt. Ich sitze auch 
gerne einfach auf unserem Bal-
kon. Daneben lese ich, gehe mal 
ins Konzert oder die Oper. Meine 
Interessen sind da bunt gemischt. 
Leider habe ich für das selbst Mu-
sizieren im Moment keine Zeit. 

Während meiner Zeit in Irland 
habe ich Golf gespielt, aber hier 
habe ich dafür keine Zeit bzw. 
nehme mir dafür keine Zeit, auch 
weil der Golfsport in Deutsch-
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GWG – wann besteht 
eine Meldepflicht?
 
Vielen Kolleginnen und Kollegen ist nicht bewusst, wann Sie dem Gesetz über das Auf-
spüren von Gewinnen aus schweren Straftaten (GwG) unterfallen und welche Pflichten 
sich daraus ergeben. Die entsprechenden gesetzlichen Regelungen sind komplex, natio-
nale und europäische Regelungen tragen nicht zu einer Vereinfachung bei.

Nur Anwältinnen und Anwälte, die ein soge-
nanntes Kataloggeschäft im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 10 GwG betreiben, treffen die besondere Sorg-
falts- und ggf. auch Meldepflichten im Sinne des 
GwG. Kataloggeschäfte im Sinne des Gesetzes sind:

§ 2 Verpflichtete, Verordnungsermächtigung
[…]

10. Rechtsanwälte, Kammerrechtsbeistände, Pa-
tentanwälte sowie Notare, soweit sie
a) für den Mandanten an der Planung oder Durch-

führung von folgenden Geschäften mitwirken:
aa) Kauf und Verkauf von Immobilien oder 

Gewerbebetrieben,
bb) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder 

sonstigen Vermögenswerten,
cc) Eröffnung oder Verwaltung von Bank-, Spar- 

oder Wertpapierkonten,
dd) Beschaffung der zur Gründung, zum Betrieb 

oder zur Verwaltung von Gesellschaften 
erforderlichen Mittel,

ee) Gründung, Betrieb oder Verwaltung von 
Treuhandgesellschaften, Gesellschaften oder 
ähnlichen Strukturen,

b) im Namen und auf Rechnung des Mandan-
ten Finanz- oder Immobilientransaktionen 
durchführen,

c) den Mandanten im Hinblick auf dessen Kapi-
talstruktur, dessen industrielle Strategie oder 
damit verbundene Fragen beraten,

d) Beratung oder Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit Zusammenschlüssen oder Übernahmen 
erbringen oder

e) geschäftsmäßig Hilfeleistung in Steuersachen 
erbringen, 

Wann aber bestehen Meldepflichten, wenn ich 
Verpflichteter bin? Einen interessanten Aufsatz zu 
diesem Thema mit weiteren Hinweisen finden Sie 
im aktuellen Anwaltsblatt unter https://anwalts-
blatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/
geldwaesche-meldepflicht.�
�  q

land anders ist als in Irland. 
Dort ist es viel lockerer, es geht 
weder um Geld noch um Äußer-
lichkeiten. Schon der Einstieg 
ist unaufgeregt. Man geht mit 
jemandem, der es kann, über den 
Platz und spielt und so lernt man 
es letztendlich.

Der nächste Urlaub geht nach 
Italien, voraussichtlich in den 

Cilento oder nach Ischia. Als 
Kind war ich oft im Familien-
urlaub in Italien. Das beleben 
wir gerade wieder. Ich verstehe 
Italienisch ganz gut, es fühlt sich 
vertraut an, aber ich spreche es 
nicht wirklich, die Grammatik 
fehlt mir. Wir fahren aber auch 
gerne zu entlegenen Zielen – bis 
in die Arktis und die Antarktis. 
Jede Reise hat ihren Reiz.

Vielen Dank, dass sie sich Zeit 
genommen haben. �
�
�
�
�
�  q

Das Interview führte Präsident 
Dr. Uwe Wirsching.



125 
4/2026

UNSER BEZIRK

Bundesverdienstkreuz an den  
Präsidenten der RAK Nürnberg  
verliehen

Für sein außergewöhnliches Engagement ist der 
Präsident der Rechtsanwaltskammer Nürnberg Dr. 
Uwe Wirsching am 17.06.2026 mit dem Verdienst-
kreuz am Bande des Verdienstordens der Bundes-
republik Deutschland ausgezeichnet worden. Der 
Verdienstorden ist die höchste Anerkennung, wel-
che die Bundesrepublik Deutschland für Verdienste 
um das Gemeinwohl ausspricht und von Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier verliehen wird. 
Bayerns Justizminister Georg Eisenreich händigte 
die Auszeichnung in der Bibliothek des Münchner 
Justizpalasts aus. Eisenreich in seiner Laudatio: 
„Ihr langjähriges und erfolgreiches Wirken für 
die anwaltliche Selbstverwaltung, die juristische 
Aus- und Fortbildung und Weiterentwicklung des 
anwaltlichen Berufsrechts und ihr gesellschaftliches 
Engagement verdienen unseren höchsten Respekt 
und unsere Anerkennung. Es freut mich sehr, dass 
ich Ihnen das Bundesverdienstkreuz am Bande 
übergeben darf.“

Rechtsanwalt Dr. Wirsching ist seit 2022 Präsi-
dent der Rechtsanwaltskammer Nürnberg, deren 
Vorstand er bereits seit April 1999 angehört. Vor 
seiner Wahl als Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer Nürnberg war er seit 2014 deren Vizepräsident.

In dieser Funktion setzt sich Dr. Wirsching seit 
Jahren für eine konstruktive Zusammenarbeit zwi-
schen Rechtsanwaltschaft und Justiz ein. So wurde 
u. a. auf seine Anregung hin eine gemeinsame 
Arbeitsgruppe zur Förderung des elektronischen 
Rechtsverkehrs und zur Nachwuchsgewinnung 
eingesetzt. Der Nürnberger Rechtsanwalt bringt 
seine umfassende Erfahrung und Expertise auch auf 
Bundesebene ein, u. a. als Mitglied der Satzungs-
versammlung der Bundesrechtsanwaltskammer.

Zudem wirkt Dr. Wirsching seit vielen Jahren 
engagiert im Bereich der Ausbildung des juristi-
schen Nachwuchses mit und ist bereits seit 2004 als 
einer der wenigen Rechtsanwälte in der Zweiten 
Juristischen Staatsprüfung im Bereich Strafrecht 
und im Berufsfeld der Anwaltschaft tätig.

In seiner Freizeit engagiert sich der Rechtsanwalt 
für die Gesellschaft, beispielsweise als Vorsitzender 
des Schiedsgerichts des Bayerischen Fußballver-
bandes.�
�  q

�
�
�
� Quelle:

Pressemitteilung des Bayerischen Staats- 
ministeriums der Justiz

Foto: © StMJ / Anna-Maria Bayer

 

gratuliert herzlich!
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Präsidium und Vorstand trauern mit den Kolleginnen und Kollegen  

unseres Bezirks um

Prof. Dr. Hans-Peter Braune
Rechtsanwalt

+25.05.2026

Über viele Jahre hat er sich für die Kollegenschaft im Bezirk ehrenamtlich engagiert. Insbesondere 
hat er sich als Mitglied des Vorstands der Rechtsanwaltskammer Nürnberg (1992–2016) verdient 
gemacht. In Anerkennung dieser Verdienste um die Anwaltschaft wurde ihm im Rahmen der 
Kammerversammlung 2004 die Ehrenurkunde der Rechtsanwaltskammer Nürnberg verliehen.

Als bundesweit anerkannter Spezialist auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts gehörte er dem 
zuständigen Fachprüfungsausschuss bei der Rechtsanwaltskammer Nürnberg von Beginn an, 
von 1992 bis 2021 bekleidete er das Amt des Vorsitzenden.

Seit 2004 war Prof. Dr. Braune fast zwei Jahrzehnte Prüfer im Zweiten Juristischen Staatsexamen.

Für sein überdurchschnittliches Engagement zum Wohle der Anwaltschaft und des juristischen 
Nachwuchses wurde ihm am 10.12.2007 das Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland verliehen.

Wir werden uns unseres hochgeschätzten Kollegen in großer Dankbarkeit erinnern und ihm 
ein ehrendes Andenken bewahren.

Ergebnis der BFB-Konjunk-
turbefragung Frühjahr 2026

Turnusmäßig fand in diesem 
Frühjahr die Konjunkturbefragung 
der Freien Berufe statt, die das In-
stitut der freien Berufe (IFB) als 
repräsentative Umfrage im Auftrag 
des Bundesverbands der Freien 
Berufe e.V. (BFB) halbjährig durch-
führt. Die Befragung fand in der 
Zeit vom 16.03. bis zum 26.04.2026 
unter rund 2.900 Freiberuflerinnen 
und Freiberuflern statt. 

Zu den Ergebnissen der 
BFB-Konjunkturumfrage im 
Einzelnen: 

Aktuelle Geschäftslage

Die aktuelle Geschäftslage wird 
von 36,4 Prozent der befragten 
Freiberuflerinnen und Freiberuf-
ler als gut eingeschätzt. Weitere 
43,1 Prozent bewerten sie als be-

friedigend und 20,5 Prozent als 
schlecht. Verglichen mit den Vor-
jahreswerten verschlechtert sich 
die Stimmung: Im Sommer 2025 
beurteilten 39,5 Prozent der Be-
fragten die Lage als gut, 43 Prozent 
als befriedigend und 17,5 Prozent 
als schlecht. Lediglich die rechts-, 
steuer- und wirtschaftsberatenden 
Berufe bewerten ihre aktuelle Lage 
etwas günstiger als im Vorsommer.  
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Sechs-Monats-Prognose

8,3 Prozent der Befragten rech-
nen für das kommende Halbjahr 
mit einer günstigeren Entwick-
lung. 52,8 Prozent gehen von einer 
gleichbleibenden und 38,9 Prozent 
von einer sich verschlechtern-
den Lage aus. Hier zeigen sich 
deutliche Veränderungen zu den 
Vorjahreswerten, als 10,9 Prozent 
eine positive, 59,2 Prozent eine 
gleichbleibende und 29,9 Prozent 
der Befragten eine negative Zu-
kunftsprognose abgaben. 

Konjunkturbarometer 

Insgesamt wird die aktuelle 
Geschäftslage von den Freien 
Berufen besser bewertet als dies 
gesamtwirtschaftlich der Fall ist. 
Ebenso wie im Vorjahr werden 
die Geschäftserwartungen aber 
negativ bewertet. Dies ist auch 
gesamtwirtschaftlich gesehen 
der Fall, wobei die Freien Berufe 
hier noch etwas pessimistischer in 
ihrer Bewertung sind als andere 
Wirtschaftszweige. Aufgrund die-
ses Pessimismus in der aktuellen 
Geschäftslage ergibt sich ein ne-
gatives Geschäftsklima, welches 
sich im Vergleich zum Vorjahr 
deutlich verschlechtert hat. 

Personalplanung 

12,4 Prozent der befragten 
Freiberuflerinnen und Freibe-
rufler gehen davon aus, in zwei 
Jahren eher mehr Mitarbeitende 
zu beschäftigen als heute. 66,1 
Prozent erwarten einen gleich-
bleibenden Mitarbeiterstamm 
und 21,5 Prozent gehen von ei-
nem Rückgang aus. Im Vorjahr 
gingen 19,4 Prozent davon aus, in 
zwei Jahren weniger Mitarbeiter 
zu haben, und 14,1 Prozent er-
warteten einen Zuwachs.

 
Auslastung 

Aktuell geben 31 Prozent der 
Befragten an, überausgelastet 
zu sein. Dieser Wert hat sich im 
Vergleich zum Vorjahr um 5,5 
Prozentpunkte verringert. Mit 
42,2 Prozent gibt der Großteil der 
teilnehmenden Freiberuflerinnen 
und Freiberufler an, zu mehr als 
75 bis 100 Prozent ausgelastet zu 
sein. Weitere 13,8 Prozent der Be-
fragten geben an, zu mehr als 50 
bis 75 Prozent ausgelastet zu sein. 

Bei 6,8 Prozent der Teilneh-
menden liegt die Auslastung zwi-
schen mehr als 25 bis 50 Prozent 
und 6,2 Prozent sind bis zu 25 
Prozent ausgelastet. 

Perspektivische Auslastung

Von denjenigen, die noch nicht 
überausgelastet sind, erwarten 
8,2 Prozent, binnen der kom-
menden sechs Monate, und 10,5 
Prozent, innerhalb der nächs-
ten zwei Jahre über 100 Prozent 
ausgelastet zu sein. Diese Werte 
lagen im Sommer 2025 bei 8,5 
und 12,8 Prozent. 

Die freiberufliche Selbststän-
digkeit beeinflussende Fakto-
ren: Die Befragten gehen auch 
weiterhin davon aus, dass ihre 
freiberufliche Tätigkeit am meis-
ten von politischen Rahmenbe-
dingungen beeinflusst wird. Als 
zweitwichtigster Faktor wird die 
ausreichende Auskömmlichkeit 
der Tätigkeit identifiziert, darauf 
folgen an dritter Stelle die Einwir-
kungen der Digitalisierung auf 
das eigene Geschäftsfeld. 

Die Ergebnisse wurden auf der 
Internetseite des BFB veröffent-
licht: https://www.freie-berufe.
de/freie-berufe/fakten/.�
�
�
�
�  q Quelle: BRAK

Umzug der Senate des BayObLG 
Die Strafabteilungen der meisten Münchener Justizbehörden sind in das neue Strafjus-
tizzentrum in der Dachauer Str. 118 in München umgezogen. 

Die im bisherigen Strafjustiz-
zentrum in der Nymphenburger 
Str. 16 untergebrachten Senate 
des Bayerischen Obersten Lan-
desgerichts ziehen statt in den 
Neubau in das Gebäude in der 
Schleißheimer Str. 141, 80797 
München; dies sind folgende 
Senate: 

• der 5. und 6. Strafsenat, 
• der 3. Zivilsenat, zuständig für 

Entscheidung über Rechtsbe-
schwerden nach Art. 99 Abs. 2 
des Polizeiaufgabengesetzes, 

• der Senat für Notarsachen, 
•der 1. und 2. Senat für Steu-

erberater- und Steuerbevoll-
mächtigtensachen. 

Seit dem 23. Juni 2026 ist Post 
für die obengenannten Stellen 
an die neue Anschrift (Postan-
schrift: Schleißheimer Str. 141, 
80097 München) zu richten.  

Der Sitzungsbetrieb wird 
künftig in dem genannten Ge-
bäude stattfinden. �  q
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In regelmäßigen Abständen treffen sich der Amtschef Dr. Winfried Brechmann sowie 
weitere Vertreter und Vertreterinnen  des bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
(BayStMJ) mit den Präsidentinnen und dem Präsidenten der bayerischen Rechtsan-
waltskammern zum Austausch über gemeinsame Themen, die Justiz und Anwaltschaft 
bewegen. Das letzte Treffen fand am 22.06.2026 in München statt.

Themen des Jour fixe waren 
unter anderem die Absicherung 
des freien Zugangs zum Recht 
im Grundgesetz, die angedachte 
Änderung der Rechtsanwaltsver-
gütung in Masseverfahren, die 
Möglichkeiten zur Beschleuni-
gung nachlassgerichtlicher Ver-
fahren, erste Erfahrungen mit der 
Änderung des Zuständigkeits-
streitwerts und der Erprobung 
des Online-Verfahrens in der 
Zivilgerichtsbarkeit, sowie der 
Einsatz von KI.

Der Austausch dient dem 
wichtigen wechselseitig Ver-

Jour fixe mit dem BayStMJ

Wir trauern um unseren verstorbenen Kollegen
 

Helmut Schreiner, Burglengenfeld	�  verst. 13.06.2026

ständnis für Überlegungen und 
Gedanken der Anwaltschaft und 
des Ministeriums zu verschie-
denen Themen und Gesetzge-
bungsvorhaben - wenngleich sich 
die Ansichten erwartungsgemäß 
nicht bei allen Themen decken. 
In Ansehung des Umstands, dass 
der Rechtsstaat sich aktuell im-
mer wieder Angriffen aus vie-
len Richtungen ausgesetzt sieht 
setzen die Treffen ein wichtiges 
Zeichen, dass die Anwaltschaft 
als Organ der Rechtspflege und 
Vertreter des BayStMJ „an einem 
Tisch sitzen“.�
�  q
�

Ehrungen von  
Kanzlei- 

mitarbeiterinnen

10 Jahre

Silvia Spannagl
Milek & Kollegen
Albertstr. 2
93047 Regensburg

25 Jahre

Gudrun Schell
Milek & Kollegen
Albertstr. 2
93047 Regensburg
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Aufklärungspflicht 
bei aussichtslosem  
Klageantrag
 
BGH, Urt. v. 13.11.2025 – IX ZR 103/23

„Die Pflicht des Rechtsanwalts, seinem Mandanten 
gegenüber die Aussichtslosigkeit eines Klageantrags 
klar herauszustellen, besteht unabhängig davon, 
ob der Mandant rechtsschutzversichert ist oder 
nicht (Festhaltung BGH, Urteil vom 16. September 
2021– IX ZR 165/19, WM 2023, 91 Rn. 26 und 29). 

Auch wenn der Rechtsschutzversicherer die 
Deckungsanfrage seines Versicherungsnehmers 
geprüft hat und selbst hätte erkennen können, dass 
die Rechtsverfolgung aussichtslos ist, verstößt das 
Schadensersatzverlangen des Rechtsschutzversi-
cherers aus übergegangenem Recht der Versiche- 
rungsnehmer weder gegen Treu und Glauben noch 
ist der Schadensersatzanspruch wegen Mitverschul-
dens zu kürzen (Fortführung BGH, Urteil vom 16. 
September 2021 – IX ZR 165/19, WM 2023, 91 Rn. 
22).“�  q�

Volltext unter www.bundesgerichtshof.de

Pflicht zur Risiko- 
einschätzung
BGH, Urt. v. 30.04.2026 – IX ZR 154/24

„a) Die Pflicht des rechtlichen Beraters, den Man-
danten über eine Verschlechterung der Erfolgsaus-
sichten einer Rechtsverfolgung infolge einer verän-
derten rechtlichen oder tatsächlichen Ausgangslage 
zu belehren, besteht nicht erst dann, wenn die 
Rechtsverfolgung aussichtslos geworden ist. 

b) Die Pflicht des rechtlichen Beraters, den Man-
danten über eine Verschlechterung der Erfolgs-
aussichten einer Rechtsverfolgung infolge einer 
veränderten rechtlichen oder tatsächlichen Aus-
gangslage zu belehren, besteht auch gegenüber dem 
rechtsschutzversicherten Mandanten; sie wird nicht 
dadurch erfüllt, dass der Berater auf ein fehlendes 
Kostenrisiko für den Mandanten hinweist, das der 
Rechtsschutzversicherung geschuldet ist.“�	
	

�
�  q

Volltext unter www.bundesgerichtshof.de

Unwirksamkeit eines über das beA an 
das beBPo übermittelten Antrags

„1. Ein Antrag, der elektronisch über das beA 
an die Behörde übermittelt wird, entfaltet keine 
Rechtswirkungen, wenn es an einer wirksamen Zu-
gangseröffnung des beBPO für eine Kommunikation 
in Verwaltungsverfahren durch die Behörde fehlt.

2. Für eine Zugangseröffnung des beBPO gemäß 
§ 3a VwVfG i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA 
(juris: VwVfG ST 2005) ist eine subjektive Widmung 
durch die Behörde nicht entbehrlich. Der Grund-
satz der Freiwilligkeit der Zugangseröffnung wird 
nicht durch die mit dem E-Government-Gesetz 
eingeführte Verpflichtung zur Eröffnung eines 
sicheren elektronischen Zugangs durchbrochen.

3. § 9 EGovG LSA (juris: EGovG ST) statuiert 
allein eine objektiv-rechtliche Pflicht der Behörden 
zur Eröffnung eines Zugangs für die Übermittlung 
elektronischer Dokumente. Die Vorschrift gewährt 
keinen subjektiven Anspruch auf elektronische 
Kommunikation.�
�
�
�  q

Volltext unter 
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/



130 
4/2026

PERSONALIEN

AUFNAHMEN/ZULASSUNGEN

Bruckner, Saskia (Regensburg)
Griesau, Florian Christopher (Regensburg)
Grochowina, Nico (Weiden)
Grüning, Christian (Nürnberg)
Höper, Tessa Lara (Fürth)
Kurzidem, Felix (Nürnberg)
Licina, Dino (Nürnberg)
Mennitti, Matthias (Nürnberg) ^^
Meyer, Nicole (Nürnberg)
Mutschler, Dr. Benita (Nürnberg) ^^
Nözel, Kristin (Regensburg)
Penzkofer, Emma (Regensburg)
Schreck, Kieran (Erlangen)
Stergiatos, Emmanouel (Nürnberg) °°
Werner, Lukas (Nürnberg)

BERUFSAUSÜBUNGSGESELLSCHAFTEN

JKS GmbH (Rettenbach)
Lösel Kronbach Steuer- und Rechtsanwaltskanzlei 
PartGmbB (Georgensgmünd)

LÖSCHUNGEN

Cuvalli-Deniz, Ayel (Nürnberg)
Fischer, Jürgen (Nürnberg)
Gockler, Christian (Königsberg) ^^
Gruber, Leonie (Nürnberg)
Grünwald, Johannes (Regensburg) ^
Hausmann, Katharina (Nürnberg) ^^
Höfer, Simon (Nürnberg)
Jocham, Dr. Felix (München) ^^
Kram, Sarah (Erlangen)
Lex, Marco (München)
Metner, Fabian (Eggenfelden)
Meyer, Max (Nürnberg)
Mladin, Iulia-Alexandra (Nürnberg)

Mitgliederentwicklung
Mitgliederstand zum 09.07.2026 (einschließlich Rechtsbeistände): 5002

Rechtsanwälte (Einzelzulassung): ohne Kennzeichnung
zugleich Syndikusrechtsanwalt (Doppelzulassung) ^
Syndikusrechtsanwalt (Einzelzulassung) ^^ 
Europäischer Syndikusrechtsanwalt (Einzelzulassung) ^^^ 
Pflichtmitglied § 60 II S. 3 BRAO °
Europäischer Rechtsanwalt °°
WHO-Anwalt °°°
kanzleipflichtbefreit *

Ohm, Sven-Sebastian (München) 
Popp, Nicolas (Nürnberg)
Pummer, Sandra (Regensburg)
Rehm, Leonard (Nürnberg)
Schober, Annika (Nürnberg)
Sprinz, Franz (Nittendorf)

BERUFSAUSÜBUNGSGESELLSCHAFTEN

Rödl BTG Verwaltungs GmbH (Nürnberg)
Ulpian GmbH & Co. KG (Nürnberg)

Neue Fachanwälte

FA für Arbeitsrecht

RA Stefan Niedermeier, Teublitz

FA für Erbrecht

RAin Lisa Kilian, Nürnberg

FA für Miet- und 
Wohnungseigentumsrecht

RAin Franziska Burger, Mainburg

FA für Handels- und Gesellschaftsrecht

RA Dr. Marius Treml, Regensburg

FA für Familienrecht

RAin Maria Kellner, Regensburg

FA Fachanwalt für Verwaltungsrecht

RA Felix Dirmeier, Regensburg
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Institut für Anwaltsrecht und  
Anwaltspraxis

Fortbildungsveranstaltungen  

Anmeldeformulare unter www.arap.rw.fau.de
oder über die Kontaktstelle für Wissens- und Technologietransfer wtt
Henkestr. 91, 91052 Erlangen
Tel. (09131) 85-25866,  Fax (09131) 85-25869, E-Mail: zuv-ww@fau.de

Veranstaltungsort: Juridicum der Universität, Sitzungssaal JDC 0.283, 91054 Erlangen, Schillerstr. 1
Teilnahmegebühr einschl. Getränke, Snacks und ausführliche Seminarunterlagen.
Eine Teilnahmebescheinigung wird erteilt.

Teilnahmegebühr (sofern nicht anders angegeben): 150 €  
Ermäßigung für Rechtsreferendare:  90 € 

Weitere Seminare unter

www.arap.rw.fau.de

Beim Besuch von Folgeveranstaltungen innerhalb desselben Kalenderjahres wird 
für jede weitere Veranstaltung nur ein Teilnehmerbeitrag von 100 € anstelle von 
150 € angesetzt.

! Folge-
veranstaltung

 

Aktuelles Strafzumessungsrecht 

Prof. Dr. Mustafa Temmuz Oğlakcıoğlu + Dr. Thomas Schuster,  

Freitag, 18.09.2026, 14.00 – 19.30 Uhr
 

Neues zur Selbstanzeige und Berichtigung im 
Steuerstrafrecht 
 
Prof. Dr. Christian Pelz, Noerr LLP, München

Freitag, 25.09.2026, 13.00 – 18.30 Uhr
 

Aktuelle Entwicklungen im Urheberrecht

Prof. Dr. Franz Hofmann, LL.M. (Cambridge), Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg

Samstag, 26.09.2026, 10.00 – 15.30 Uhr

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

ANWALTSINSTITUT

! hybrid
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Aktuelle Rechtsprechung und Gesetzgebung + 
Kapitalmaßnahmen im Kapitalgesellschaftsrecht

Prof. Dr. Peter Ries, Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, zugleich Richter 
im Handelsregister des AG Berlin-Charlottenburg

Freitag, 02.10.2026, 09.00 – 14.30 Uhr 
 

Ehevertrag und Erbrecht 

Dr. Dietmar Weidlich, Notar a. D. 

Freitag, 09.10.2026, 13.00 – 18.30 Uhr

Aktuelle Rechtsprechung der Oberlandesgerichte 
in Strafsachen

Prof. Dr. Hans Kudlich + Prof. Dr. Mustafa Temmuz Oğlakcıoğlu, Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg + Universität des Saarlandes

Freitag, 16.10.2026, 14.00 – 19.30 Uhr

„Klassische“ Problemfelder des 
Kapitalgesellschaftsrechts inkl. Umwandlungs- 
und Unternehmensvertragsrecht
 
Dr. Dr. Christian Schulte, M.A. Richter am AG, Handelsregister AG Charlottenburg

Freitag, 23.10.2026, 13.00 – 18.30 Uhr

Internal Investigations in Wirtschaftsstrafverfahren 
 
Prof. Dr. Christian Pelz, Noerr LLP, München

Freitag, 30.10.2026, 13.00 – 18.30 Uhr

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

! hybrid

! hybrid

! hybrid

 5 ZS § 15 FAO

! hybrid

! hybrid
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Neueste Rechtsprechungsentwicklungen im 
materiellen Strafrecht

Prof. Dr. Christian Jäger, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

Freitag, 20.11.2026, 09.00 – 14.30 Uhr

Der Zeugenbeweis im Verkehrsunfall- und 
Strafprozess
Vernehmungstaktik – Beweiswürdigung – Aussageanalyse

Dr. Günter Prechtel, Vors. Richter am LG München I a.D.

Freitag, 27.11.2026, 09.00 – 15.00 Uhr

Neues aus dem Grüneberg – Erbrechtliche 
Highlights aus der Rechtsprechung des BGH und 
der Obergerichte

Dr. Dietmar Weidlich, Notar a. D. 
 
Samstag, 05.12.2026, 10.00 – 15.45 Uhr

 
Aktuelle Entwicklungen im Erbschaftsteuer- und 

Grunderwerbsteuerrecht 

Karlheinz Konrad + Prof. Dr. Michael Fischer 
 
Samstag, 12.12.2026, 09.30 – 15.15 Uhr 

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

 5 ZS § 15 FAO

! hybrid

! hybrid



134 
4/2026

FORTBILDUNGSVERANSTALTUNGEN

Seminare

Gleich online registrieren und buchen!
Weitere Seminare und ausführliche Inhaltsbeschreibungen unter
https://www.rak-nbg.de/seminare

Teilnahme-
bedingungen Zu den Seminaren der Rechtsanwaltskammer Nürnberg können Sie 

sich online unter https://seminare.rak-nbg.de anmelden.

Ca. 2 Wochen vor Veranstaltungstermin erhalten Sie eine Rechnung 
über den Tagungsbeitrag. Bitte überweisen Sie die Gebühr unter 
Angabe der jeweiligen Seminarnummer und des Namens des 
Teilnehmers an

Rechtsanwaltskammer Nürnberg
HypoVereinsbank Nürnberg
IBAN DE96 7602 0070 2020105979 
BIC HYVEDEMM460

Anmeldungen, die uns nach Anmeldeschluss erreichen, können 
wir leider nur berücksichtigen, wenn noch Plätze frei sind. Sollte 
das Seminar ausgebucht sein, werden wir Sie entsprechend unter- 
richten.

Sie können Ihre Teilnahme bis sieben Tage vor dem Veranstal-
tungstermin kostenlos schriftlich stornieren. Nur bei rechtzeitiger 
Abmeldung entfällt die Kostenpflicht, bzw. können wir die bereits 
entrichteten Seminargebühren erstatten. 

Bitte beachten Sie, dass Veranstaltungen kurzfristig abgesagt werden 
können, sollte die Mindestteilnehmerzahl nicht erreicht werden.

Nach jeder Veranstaltung steht im Lauf der folgenden Woche eine 
Teilnahmebestätigung online in Ihrem Account zum Download bereit. 

Wir wünschen Ihnen eine interessante Fortbildung!
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Aktuelle Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs zum 
Strafrecht/Strafprozessrecht
Montag, 28.09.2026 von 18:00 bis 20:45 Uhr

 
Referent: Dr. Markus Bader, Vorsitzender der 5. Strafkammer des 
Landgerichts Nürnberg-Fürth

Inhalt: 
Die Veranstaltung wird einen Überblick über zum Zeitpunkt der 
Veranstaltung aktuelle Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zum 
materiellen Strafrecht und zum Strafprozessrecht mit besonderer 
Praxisrelevanz geben.“

Strafrecht  

Nr. 6902

Anmeldeschluss: �14.09.2026
Tagungsbeitrag: � 40,00 €
Teilnehmerzahl:� max. 32

Ort: 			 
RAK Nürnberg
Fürther Str. 115/4. OG 
90429 Nürnberg

 2,5 ZS § 15 FAO

Montag, � 07.12.2026
! Weitere Termine:

Nr. 6906

Anmeldeschluss: �02.09.2026
Tagungsbeitrag: � 40,00 €
Teilnehmerzahl:� max. 32

Ort: 
RAK Nürnberg
Fürther Str. 115/4. OG
90429 Nürnberg

Aktuelle Entscheidungen  
und Brennpunkte im  
Verkehrsschadensrecht
Mittwoch, 16.09.2026 von 18:00 bis 20:45 Uhr

Referent: 
Dr. Jens Rogler, Vorsitzender Richter am Landgericht Nürnberg-
Fürth und weiterer aufsichtsführender Richter

 2,5 ZS § 15 FAO

Verkehrsrecht

Mittwoch, � 02.12.2026

! Weitere Termine:
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Mitarbeiter-Workshop 

Formular Antrag PfüB 
mit Schwerpunkt Lohn- 
und Kontenpfändung
Freitag, 09.10.2026 von 09:00 – 16:00 Uhr

Referent: Harald Minisini, gepr. Rechtsfachwirt

Inhalt: 
•	Rechtliche Voraussetzungen für den Antrag auf Erlass eines 

Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses
•	Exkurs: Vorläufiges Zahlungsverbot nebst aktueller Rechtspre-

chung hierzu 
•	Besonderheiten bei der Lohnpfändung: Unterhaltsberechtigte 

Personen
•	Zusammenrechnung mehrerer Einkommen, was zählt zum 

pfändbaren Einkommen
•	Der privilegierte Gläubiger in der Forderungspfändung
•	Sinnvolle Anordnungen nach § 836 III ZPO
•	Pflichten des Drittschuldners
•	Vollstreckungsrechtliche Strategien bei der Kontopfändung, 

insbesondere im Bereich des P-Kontos
•	Abänderungsanträge
•	Wie umgehe ich Monierungen des Rechtspflegers?

Nr. 6914

Anmeldeschluss:�25.09.2026
Tagungsbeitrag: � 100,00 €
Teilnehmerzahl:� max. 32

Ort: 
RAK Nürnberg
Fürther Str. 115/4. OG
90429 Nürnberg

Arbeitsrecht
Samstag, 10.10.2026 von 09:00 bis 16:00 Uhr

Referenten:	
RAin Antje Hussmann, Nürnberg
RA Thomas Müller, Nürnberg
RA Tim Richter, Nürnberg

Inhalt: 	
•	Entgelttransparenzgesetz – was ist nun zu beachten?
•	Die Leiden des Arbeitgeberanwalts – die Kündigung von Er-

satzmitgliedern
•	Wenn der Algorithmus zum Chef wird – KI im Arbeitsverhältnis
•	Pleiten, Pech und Paragrafen – Grundzüge des Insolvenzar-

beitsrechts
•	Teilzeit ohne Lifestyle
•	Neues aus Erfurt und Luxemburg

Arbeitsrecht

Nr. 6917

Anmeldeschluss:� 11.09.2026
Tagungsbeitrag: � 160,00 €
Teilnehmerzahl:� 30

Ort: 
Novotel am Messezentrum 
Münchener Straße 340
90471 Nürnberg

 6 ZS § 15 FAO
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Mitarbeiterseminar

RVG spezial – Ausge-
wählte Abrechnungspro-
bleme aus der Praxis
Freitag, 23.10.2026 von 09:00 – 16:00 Uhr

Referentin: Edith Natterer, Gepr. Rechtsfachwirtin 

Inhalt: 
Dieses Aufbauseminar richtet sich an Kanzleimitarbeiter mit fun-
dierten Kenntnissen in der Vergütungsabrechnung nach dem RVG 
sowie an Teilnehmende des Seminars „RVG – Einführung und 
Grundlagen“. Anhand praxisnaher Beispiele werden die Kenntnisse 
in der Vergütungsabrechnung vertieft und erweitert. Thematisiert 
werden unter anderem das Kostenfestsetzungs- und Kostenaus-
gleichungsverfahren, die Anrechnungsvorschriften des RVG sowie 
die Abrechnung nicht rechtshängiger Ansprüche und komplexere 
Abrechnungen.

Nr. 6911

Anmeldeschluss:�09.10.2026
Tagungsbeitrag: � 100,00 €
Teilnehmerzahl:� max. 32

Ort: 
RAK Nürnberg
Fürther Str. 115/4. OG
90429 Nürnberg

Achtung: Bitte bringen Sie 
die aktuellen Gesetzestexte 
(RVG, GKG, ZPO), eine Ge-
bührentabelle sowie einen 
Taschenrechner zum Semi-
nar mit.

Vollstreckungsrechtliche Be-
sonderheiten im WEG- oder 
mietrechtlichen Mandat
Freitag, 20.11.2026 von 09:00 – 15:00 Uhr

 
Referent: Harald Minisini, gepr. Rechtsfachwirt

Inhalt: 		
•	Gerichtliche Titulierung
•	Räumungs- und Herausgabevollstreckung
•	Die WEG als Gläubiger in der Zwangsversteigerung

Mietrecht

Nr. 6915

Anmeldeschluss:� 06.11.2026
Tagungsbeitrag: � 160,00 €
Teilnehmerzahl:� max. 32

Ort: 
RAK Nürnberg
Fürther Str. 115/4. OG
90429 Nürnberg

 5 ZS § 15 FAO
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Beiträge, die mit Namenskürzeln gekennzeichnet sind, geben nicht in allen Fällen die Meinung 
des Vorstands wieder. Zwecks Straffung der Darstellung wird oftmals lediglich die männliche 
Bezeichnung verwendet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung für alle 
Geschlechter.

Kollegiale Reflexion unter Anwältin-
nen und Anwälte – neuer Termin
Mittwoch 04.11.2026 von 17:30 bis 19:30 Uhr

 
In   3/2026 S. 82 hatten wir bereits über den geplanten Reflexionsabend berichtet (www.rak-
nbg.de/rak-nuernberg/presse/kammermitteilungen), mit dem Ziel, Zufriedenheit und Resilienz im 
Anwaltsberuf zu erhöhen.

Wie läuft eine Online-Supervision ab?

Eine Online-Supervision findet ab 6 Teilnehmen-
den statt. Maximal können 12 Personen teilnehmen. 
An dem Abend (ca. 2 Std.) werden in der Regel 
zwei Fälle supervidiert. Wer einen eigenen Fall 
einbringen möchte, meldet diesen bis spätestens 
10 Tage vor dem gewünschten Termin an. Für die 
Teilnahme wird ein Unkostenbeitrag von 25,00 € 
erhoben. Sie bekommen einen Zoom-Einwahllink, 

mit dem Sie sich am genannten Abend in die Runde 
einloggen können. 

Den Reflexionsabende mit Jörg Malinowski 
(Rechtsanwalt und Positive Psychology Coach 
(DACH_PP) bieten wir am 04.11.2026 online von 
17:30 bis 19:30 Uhr an. 

Bei Interesse melden Sie sich bitte unter 
info@rak-nbg.de an.


